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AKTUELL 

Kundmachung für 
Gemeindewahlen 

(pafl) - Die Regierung hat die 
amtliche Kundmachung über die 
Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl der Gemeindevorsteher 
und Gemeinderäte für die Amts
periode 1995-1999 genehmigt. Die  
Vorsteherkonferenz wird die amtli
che Kundmachung veranlassen. 

Die amtliche Kundmachung zu 
den Gemeindewahlen umfasst die 
Vorschriften, die für das Einreichen 
der Wahlvorschläge zu beachten 
sind. Diese Vorschriften unterteilen 
sich nach Vorschlag und Wahl des 
Gemeindevorstehers und des Ge
meinderates. Weitere Regelungen 
betreffen das Bereinigen der Wahl
vorschläge und das Kundmachen der  
Wahllisten, die aufgrund der Wahl
vorschläge erstellt werden. 

EWR-konforme Versiche-
rungsaufsichtsgesetzgebung 

(pafl) - Die Regierung hat  Prof. 
Dr. Anton K. Schnyder, Basel, mit 
der  Ausarbeitung einer EWR-kon-
formen Versicherungs-Aufsichtsge-
setzgebung beauftragt. Dr. Schnyder 
ist ordentlicher Professor an der  
Universität Basel und gilt als Exper
te auf dem Gebiet des Versiche
rungsrechtes. 

Die Ausarbeitung einer E W R -
konformen Versicherungs-Aufsichts-
gesetzgebung ist Bestandteil der 
zweiten Phase des Projektes «Versi
cherungsstandort Liechtenstein». 
Als erste Phase hatte das Institut für 
Versicherungswirtschaft an der 
Hochschule St. Gallen eine Studie 
erstellt, die von der Regierung an
fangs 1994 zur Kenntnis genommen 
wurde. Aufgrund der Studie hatte die 
Regierung das Amt  für Volkswirt
schaft beauftragt, die zweite Phase 
des Projektes einzuleiten. . 

Gattabkommen:Profite 
für EU und USA 

Genf (AP) Besonders die Eu
ropäische Union und die USA wer
den von den 510 Milliarden Dollar 
Gewinn pro Jahr profitieren, den die 
Welthandelsorganisation Gat t  von 
dem neuem Welthandelsabkommen 
erwartet. Nach einem am Donners
tag in Genf  veröffentlichten Bericht 
werden die EU-Länder bis zum Jahr 
2005 jährlich 164 Milliarden Dollar 
mehr einnehmen, die USA 122 Milli
arden Dollar. 

Strengere Vorschriften 
für Bündner Skischulen 

Chur (AP) Im Kanton Graubün
den wird der Einsatz von Hilfskräf
ten an Skischulen eingeschränkt. Die  
Bündner Regierung will eine Ver
ordnung erlassen, wonach künftig 
mindestens 30 Prozent der  Lehrkräf
te ein Skilehrerdiplom vorweisen 
müssen, wie die Bündner Standes
kanzlei a m  Donnerstag mitteilte. 

Die gesteckten Arbeitsziele wurden zu nahezu 100 Prozent erreicht 
Delegiertenversammlung der Gewerbe- und Wirtschaftskammer - Informationen über europäische Integrationsbestrebungen und EWR-Beitritt 

W 
Die (£5 

Herbstmode 
0 SS s 

(s.e.) - Die europäische Integration 
stellt auch an das Gewerbe grosse Her
ausforderungen. Der beabsichtigte Bei
tritt Liechtensteins stand gestern denn 
auch erwartungsgemäss im Mittelpunkt 
der 27. Delegiertenversammlung der Ge
werbe- und Wirtschaftskammer im Rug-
geller Gemeindesaal. Als engagierter 
Verfechter der europäischen Integration 
sprach sich Wirtschafts- und Sozialmini
ster Dr. Michael Ritter in seinem Referat 
zu gewerblich-wirtschaftlichen Themen 
für den Beitritt zum EWR aus. Ein 
«Nein» sei eindeutig die schlechtere Va
riante, vertrat Dr. Michael Ritter vor den 
Delegierten die Auffassung. Die Tätig
keit der Gewerbe- und Wirtschaftskam
mer war wiederum sehr vielseitig und 
umfangreich: als zwei besondere Mark
steine prägten der Bezug des neuen Ge
bäudes sowie der Aufbau eines Aus- und 
Weiterbildungsprogrammes für gewerb
liche Bedürfnisse das Berichtsjahr 
1993/94. 

Wie an  der  gestrigen Delegiertenver
sammlung der Gewerbe- und Wirt
schaftskammer zu vernehmen war, blick
te die Organisation einmal mehr au f  ein 
sehr bewegtes Jahr zurück. Die Fertig
stellung und der Bezug des neuen Ge
bäudes an  der  Zollstrasse in Schaan, de r  
Führungswechsel an der Spitze des Präsi
diums und die Förderung der Aus- und 
Weiterbildung mit dem entsprechenden 
Schulungsprogramm prägten als Schwer
punkte die Arbeiten des Verbandsjahres. 

Josef Frömmelt Ehrenmitglied 
Die Delegiertenversammlung verlief 

äusserst speditiv: neben den üblichen sta
tutarischen Geschäften fand de r  Antrag 
zur gesetzlichen Erhöhung des Umlagen
schlüssels die Mehrheit bei den Delegier
ten. Demnächst wird sich damit die Re
gierung zu befassen haben und bei posi
tivem Entscheid dem Landtag einen ent
sprechenden Bericht und Antrag unter
breiten. Begründet wird die Umlagener
höhung mit den gestiegenenen Aktivitä
ten der GWK und dem Ausbau de r  
Dienstleistungen. Der  langjährige Präsi
dent d e r  Gewerbe- und Wirtschaftskam
mer, Josef Frommelt, wurde mit grossem 
Applaus von den Delegierten zum Eh
renpräsident des Verbandes ernannt. 

Der Präsident der Gewerbe- und Wirtschaftskammer Gregor Ott (am Rednerpult) sprach bei der gestrigen Delegiertenversamm
lung in Ruggell von einem sehr bewegten Verbandsjahr. Gemäss seinen Ausführungen konnten dennoch fast alle gesteckten Ar
beitsziele erreicht werden. Grosses Augenmerk wurde dabei dem Weiterbildungskonzept geschenkt. (Bild: Beat Schürte) 

Nicht ohne Stolz verwies Präsident 
Gregor Ot t  in seiner Präsidialansprache 
auf  die im März 1994 gesteckten Arbeits
ziele, die gemäss seinen Aussagen zu na
hezu 100 Prozent erfüllt werden konn
ten. Dies nebst deri'tSglich steigenden-
Anforderungen; denen die Gewerbe-
und Wirtschaftskammer gegenüberstehe 
und.in einer Zeit, wo sich die Spirale im
mer  schneller drehe und die Rückkehr 
zur normalen Lebensform ein grosses 
Fragezeichen darstelle. 

Weiterbildungskonzept 
Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer 

erarbeitete in den letzten Monaten ein 
umfangreiches Aus- und Weiterbildungs
konzept, welches den Mitgliedern die 
Möglichkeit bietet, die notwendigen Se
minare zu spezifischen beruflichen Fra
gen zu besuchen. Die Seminare und Kur

se  stiessen gemäss Gregor Ot t  bei den 
Kammermitgliedern auf grosse Reso
nanz. Themenschwerpunkte bildeten die 
bevorstehende Einführung der Mehr
wertsteuer in Liechtenstein; weiters fan
den Seminare zu den uhterachiedüchsten 
Themen statt. A u f  grosses Echo ist 
gemäss den  Worten von Gregor Ott  
ebenfalls der  Gewerbe-Lunch gestbssen. 
Hierbei handelt es sich um ein Treffen 
unter staatspolitisch interessierten Ge
werbetreibenden. Die bisherigen Vorträ
ge drehten sich dabei alle um das Thema 
EWR.  

Referat von Dr. Michael Ritter 
Regierungsrat Dr. Michael Ritter ver

sprach in seinem Referat, dass die Regie
rung alles unternehme, damit die liech
tensteinische Bevölkerung in dieser An
gelegenheit genug Zeit zur Entschei

dungsfindung habe. Darum werde die 
Volksabstimmung erst im nächsten Jahr 
stattfinden. E r  selber sprach sich sehr en
gagiert für den Beitritt zum E W R  aus, 
weil seiner Ansicht nach ein «Ja» die bes
sere Variante sei. D e r  Wirtschaftsmini
ster betonte mehrmals irf seinen Aus
führungen, dass d e r  EWR sowohl mit 
Chancen wie Risiken verbunden sei. Ein 
«Nein» würde Liechtenstein, wie Dr. Rit
ter  anhand einiger Szenarien aufzeigte, in 
vielerlei Hinsicht vor eine sehr schwieri
ge Lage stellen. Neben der Mitglied
schafts Liechtensteins im GATT sprach 
Dr. Ritter am Rande das Problem des 
grenzüberschreitenden Handwerksver
kehrs mit österreichan. Man stehe mit 
unserem Nachbarstaat in Verhandlung, 
die Probleme seien deponiert und er  sei 
zuversichtlich, dass es in dieser Frage zu 
einer Lösung kommen werde. 

Zweites gesamtdeutsches Parlament in Berlin konstituiert 
Heym ruft zu Koalition der Vernunft a u f -  Justiz sieht keine Hinweise auf Stasi-Tätigkeit 

Berlin (AP) Der 13. Deutsche Bun
destag hat sich gestern konstituiert. Un
geachtet der Stasi-Vorwürfe eröffnete 
Alterspräsident Stefan Heym in einer 
versöhnlichen Rede im Berliner Reichs
tag die Legislaturperiode des zweiten 
gesamtdeutschen Parlaments. Erstmals 
wurde eine Politikerin der Grünen zur 
Vizepräsidentin gewählt. Heym rief zu 
einer «grossen Koalition der Vernunft» 
auf. Justizangaben zufolge ergibt sich 
aus der Aktenlage kein Hinweis auf eine 
Stasi-Tätigkeit des 81jährigen Schrift
stellers. 

D e r  Bundestag bestätigte Präsidentin 
Rita Süssmuth mit grosser Mehrheit in 
ihrem Amt. Sie erhielt 555 von 669 Stim
men. Nach einer beispiellosen Ge
schäftsordnungsdebatte billigte die 
Mehrheit jeder Fraktion einen Stellver
treter zu. Die SPD konnte keine Erwei
terung des Präsidiums u m  einen Sitz 
durchsetzen. Gegen die SPD-Abgeord
nete Anke  Fuchs setzte sich in einer 
Kampfabstimmung Antje Vollmer von 
den Grünen durch, die von den Abge
ordneten von CDU/CSU, F D P  und 
Bündnis 90/Die Grünen gewählt wurde. 
Weitere Stellvertreter wurden de r  bishe
rige SPD-Fraktionschef Hans-Ulrich 
Klose, Hans Klein von der CSU und  der 
FDP-Parlamentarier Burkhard Hirsch. 

I n  seiner Eröffnungsrede forderte 
Heym eine solidarische Gesellschaft. 
D e r  PDS-Abgeordnete appellierte an  
den  Bundestag, die Erfahrungen der 
früheren DDR-Bürger nicht geringzu
schätzen. Die Debatte um die notwendi

gen Veränderungen in der  Gesellschaft 
müsse Sache «einer grossen, bisher noch 
nie dagewesenen Koalition der  Ver
nunft» werden, die eine Koalition der  
Vernünftigen voraussetze. 

Die Berliner Justizbehörde teilte am 
Donnerstag mit, aus den  de r  Staatsan
waltschaft vorliegenden Unterlagen der  
DDR-Staatssicherheit gebe es «keine 
Hinweise auf eine Tätigkeit von Stefan 
Heym für die Stasi». Die Staatsanwalt
schaft führe zwar im Zusammenhang mit 
de r  Entführung des Gewerkschafters 

Heinz Brandt von West- nach Ostberlin 
im Jahr 1961 ein Ermittlungsverfahren. 
Das  Verfahren richte sich aber nicht ge
gen Heym, erklärte Sprecherin Uta Föl-

,ster. Die Vorwürfe gründeten auf Akten 
über  den operativen Vorgang «Rüssel», 
den die Stasi zu Brandt angelegt hatte. 
Darin befand sich ein Brief des Schrift
stellers StefanHeym aus dem Jahre 1958 
an  die DDR-Staatssicherheit, in dem e r  
anbot, «Uber die Begegnungen, die ich 
mit Brandt hatte, und über das, was ich 
von ihm wüsste, Auskunft zu geben». 

Bundeskanzler Helmut Kohl (rechts) und Finanzminister Theo Waigel gestern bei der 
Bundestagseröffnung in Berlin. (AP-Funkbild) 

Erstmals Mehrheit 
für EU-Beitritt 

Zürich (AP) Der  Beitritt de r  Schweiz 
zur Europäischen Union (EU)  könnte 
gemäss einer Umfrage der Schweizeri
schen Kreditanstalt (SKA) eine Mehr
heit finden. Von rund 1100 Befragten 
sprach sich erstmals mehr als die Hälfte 
dafür aus, wie die SKA am Donnerstag 
mitteilte. A m  meisten Sorgen machten 
sich die Befragten um die Arbeitslosig
keit, den Drogenkonsum und die Flücht
lingssituation. 

Falls die Schweiz gleiche Bedingungen 
erhielte wie Österreich, würden 57 Pro
zent der  Befragten einen EU-Beitritt un
terstützen; 28 Prozent wären dagegen. 

Im Vorjahr waren gemäss SKA-Um-
frage erst 36 Prozent dafür und 52 Pro
zent dagegen. Noch unentschlossen wa
ren in der  diesjährigen, im August ge
samtschweizerisch durchgeführten Um
frage 15 Prozent, letztes Jahr waren es  
zwölf Prozent. 

Auch in der  Deutschschweiz fände sich 
dabei in diesem Jahr erstmals eine Mehr
heit für die EU-Mitgliedschaft. Insge
samt 58 Prozent de r  Befragten glaubt, 
dass die Schweiz im Jahr 2000 EU-Mit-
glied sein werde; lediglich 29 Prozent er
warten, dass sie auch dann noch auf den 
Alleingang setzen werde. 

Gegenüber dem Vorjahr unverändert 
blieben gemäss Umfrage die fünf Haupt
sorgen der  Schweizer Bevölkerung. Als 
Hauptprobleme nannten die Befragten 
Arbeitslosigkeit, Drogenkonsum, die 
Asyl- beziehungsweise Flüchtlichssitua-
tion sowie die EU-  und die Gatt-Frage. 


